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Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 4° Oktober 1975 durch die Richter

S p i e l m e y e r ‚
Dr° S t r a u b und Dr„ S c h m i t t

sowie die ehrenamtlichen Richter H a h n e r und

S t r a s s e r
_v

'

für Recht erkannt: [ _\ ‚- ‘
_

’ g

Die Revision der Klägerin
zu 4) gegen das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 12° Mai 1972 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°

G r g n d e..-—..-»- ‚...,...—

I

Das beklagte Oberversicherungsamt genehmigte durch Ent—

scheidung Vom 10. November 1967 die Errichtung der Ge—
meinsamen Betriebskrankenkasse (BKK) für die in Bottrop

und Solingen gelegenen Betriebe der beigeladenen Firma° Die

Allgemeinen Ortskrankenkassen Bottrop (Klägerin zu 1) und

Solingen (Klägerin zu 2) haben dagegen Anfechtungsklage mit
der Begründung erhoben7 ihr Bestand und ihre Leistungs—

fähigkeit werde durch die Errichtung dieser Kasse gefährdet°

Das für beide Klagen durch Beschluß des Landessozialgerichts

(LSG) für zuständig erklärte Sozialgericht Düsseldorf hat

die Klagen abgewiesen (Urteil vom 27° Februar l970)„ Gegen

dieses Urteil hat nur die Klägerin zu 1) Berufung eingelegt°

Im Laufe des Berufungsverfahrens — Entscheidung vom 210 Ok—

tober 1970 — hat der Beklagte bestimmt‚ daß die BKK mit dem

l° Januar l97l ins Leben tritt° Das LSG Nordrhein—Westfalen

hat die Berufung zurückgewiesen und die Klage gegen die

— nach @@96, 155 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zum Ge-

genstand des Verfahrens gewordene — Entscheidung vom '

‚. / __ ___
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21° Oktober 1970 abgewiesen (Urteil vom 120 Mai 1972):

Bei Beurteilung der Verhältnisse zur maßgebenden Zeit

— Beginn der Tätigkeit der BKK am 1° Januar 1971 — könne

nicht die Erkenntnis gewonnen werden, daß durch die Er—

richtung der BKK eine — jetzt nur noch geltend gemachte —
Gefährdung der Leistungsfähigkeit der Klägerin zu 1) einge—

treten sei° Die im einzelnen geschilderte wirtschaftliche

Lage der Klägerin zu 1) (Reinvermögen je Mitglied 9,59 DM),

die wesentlich schlechter sei als die der vergleichbaren

Allgemeinen 0rtskrankenkassen Wanne—Eickel‚ Castrop—Rauxel

und Herne (Reinvermögen je Mitglied bis 155,56 DM)‚ könne

zwar ihre Leistungsfähigkeit sehr wohl beeinträchtigen°

Diese Beeinträchtigung werde aber durch die Errichtung der

BKK nicht verursacht oder auch nur wesentlich mitverure

sacht° Zu der BKK seien am 1° Januar 1971 von der etwa

10.000 Mitglieder umfassenden Klägerin zu 1) 608 Mit—

glieder übergegangen° Dieser Übergang hätte im Jahre vor

der tatsächlichen Errichtung, also im Jahre 1970, einen

Einnahmeverlust von 46„000‚——DM zurFolge gehabt° Selbst

wenn man aber nach dem bisherigen Vorbringen der Klägerin

einen Verlust von 65.000‚——DM unterstellen würde‚ reiche

zum Ausgleich dieses Verlustes eine Beitragserhöhung von

0,075 V.H° aus° Im Hinblick auf_den Gesamtleistungsauf—

wand im Jahre 1970 von 11,2 Mill° und den Beitragssatz

von 9,5‘V.H° sei dies nicht erheblich° Es sei allerdings

schon 1970 an eine Beitragserhöhung zu denken gewesen9 wie

sie auch gegen Ende 1971 — von 9‚5 auf 10,5 V„H„ — vorge—

nommen worden seio Aber auch die Vergleichskassen hätten

ihre Beitragssätze (im Jahre 1970: 8,5%‚ 8,5 %‚ 9,5%)
später erhöhen müssen° Das Vorbringen der Klägerin zu 1),

sie habe seit dem Jahre 1962 schon fast l„500 Mitglieder

an Innungskrankenkassen verloren‚ könne hier ebenfalls

nicht zu einem anderen Ergebnis führen°
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_ 4 _

Mit der zugelassenen Revision trägt die Klägerin zu 1) zu—

nächst vor, der von ihr geschilderte Einnahmeverlust von

46‚OOO‚——DMbeziehe sich auf das erste Halbjahr 1970 und

nicht‚ wie das LSG fälschlieh angenommen habe‚ auf das gan—

ze Jahr° Richtigerweise hätte der jährliche Verlust in etwa

doppelt so hoch veranschlagt werden müssen; er würde alsdann

in der Größenordnung 92.000,——DH liegen° — Weiter rügt sie

die Verletzung des 5 248 Nr° 1 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) und ist der Auffassung‚ das LSG habe den Begriff

”Gefährdung der Leistungsfähigkeit" zu eng ausgelegta Auch

wenn man die Kausalitätslehre von der wesentlichen Bedingung

im Rahmen des @248 Nr° l RVOanwenden könne, hätte das LSG
die Ursäehliehkeit bejahen müssen° Die Grenze zwischen der

Erheblichkeit und der Unerheblichkeit müsse im vorliegenden

Fall sehr viel niedriger angesetzt werden als in dem von dem

erkennenden Senat am 18° November 1969 (5 BK 10/66) ent«
schiedenen Fall° Denn in jenem Fall sei die Beitragshöchst—

grenze nicht übersch■tten gewesen und vergleichbare Kassen

hätten schon einen höheren Beitragssatz gehabt° Es müsse

geprüft werden? ob bei der hier vorliegenden erheblichen

Überschreitung des an sich maßgebenden Beitragshöchstsatzes

von 8 v.‚H° nicht schon jegliche weitere Belastung relevant

sei„ Schließlich sei das LSG verpflichtet gewesen‚ den im

Laufe der Jahre seit 1962 durch die Gründung von Innungs—

krankenkassen eingetretenenVerlust von rd° 1„500 Mitglie—

dern voll in die Betrachtung miteinzubezieheno Sie bean—

tragt‚ „ „ . ; _

die Urteile der Vorinstanzen und die Entscheidungen

des Beklagten vom 10° November 1967 und vom

21° Oktober 1970 aufzuhebem '

Der Beklagte und die Beigeladenen zu 1), 4) und 5)

beantragen, ‘ "
die Revision zurückzuweisen°

...5..—
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Die übrigen Beteiligten — auch die Klägerin zu 2) — haben

keine Stellung genommen° '

II

'Die Revision ist nicht begründet‚

Das LSG ist ohne Rechtsverletzung zu dem Ergebnis ge—

kommen, daß die Errichtung der beigeladénen BKK die

Leistungsfähigkeit der Klägerin zu 1) nicht im Sinne des

5 248 Nr„ 1 RVO‘gefährdeto Es kann hierbei mit dem LSG
unterstellt werden‚ daß im maßgebenden Zeitpunkt (10 Ja—

nuar 1971) wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage der

Klägerin zu 1) eine Gefahr für deren Leistungsfähigkeit

durchaus bestanden hat° Andererseits hat das LSG jedoch

zutreffend erkannt‚ daß auch in einem solchen Fall eine

die Errichtung von Betriebskrankenkassen hindernde Gefähr—

dung nur vorliegen könnte„ wenn der mit der Errichtung der

BKK verbundene Mitgliederwechsel zumindest eine wesentliche

Nitursache der Gefährdung wäre° Zwar stellt sich für eine

bereits gefährdete Kasse jeder Einnahmeverlust als weitere

Gefährdung dar (anders: SG Freiburg in SGb 19549 194 mit

zustimmender Anmerkung von Friede)° Wollte man aber bei

einer solchen weiteren Gefährdung davon absehen„ daß diese

Gefährdung für sich genommen wesentlich sein muß, würde

die schlechte wirtschaftliche Lage einer Allgemeinen

Ortskrankenkasse in ihrem Zuständigkeitsbereich stets die_

Errichtung einer BKK ausschließen° Daß sich % 248 Nr° l
RVG nicht dahingehend auswirken soll‚ zeigt schon die Tat—

sache‚ daß das ur3prüngliche Errichtungsverbot‚ das bei

einem Absinken der Mitgliederzahl der betroffenen Allgemei—

nen Ortskrankenkasse unter 250 ohne Rücksicht auf die

Ursachengalt‚ Später beseitigt worden ist (vgl„ Verordnung

vom 260 Juli 1950 — BGBl I 5119 524}„ Die Feststellungen‘

_ g _
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_ 6 _

des LSG rechtfertigen den Schluß, daß die durch die Er—

richtung der beigoladenen BKK verursachte weitere Ge—

fährdung nicht wesentlich ist°

Zutreffe■d hat das LSG geprüft9 welche wirtschaftlichen

Auswirkungen von der Errichtung der BKK zum Zeitpunkt

-des tatsächlichen Mitgliederwechsels (1° Januar 1971) zu
Aerwarten

waren (vgl° zu der entsprechenden Rechtslage bei

der Errichtung von lnnungskrankenkassen Urteiledes er—
kennenden Senats vom 18° November 1969 in BeitragsR 1970‚

119 und vom 25° Februar 1975 in SozR Nr° 7 zu 5 251 RVO)„

Hierbei hat es das für das Wirtschaftsjahr 1970 von der

Klägerin zu 1) vorgelegte Zahlenmaterial zugrunde gelegt und

ermittelt„ wie sich auf dieser Grundlage der Wechsel von

608 Mitgliedern von der Klägerin zu 1) zur BKK ausgewirkt

hätte° Daß für das Jahr 1971 keine erheblich abweichende

Auswirkung zu erwarten war‚ ist zwischen den Beteiligten

nicht streitigo Wenn das LSG die Angabe der Klägerin zu 1)

hinsichtlich des für das erste Halbjahr 1970 zu errechnenden

Verlusts von 46„000,——DM mißverstanden und auf das ganze

Jahr 1970 bezogen hat, so hat sich dies doch nicht auf das
Urteil ausgewirkt; denn das Gericht hat alternativ auch die

früheren Zahlenangaben der Klägerin zu 1) — Verlust von
65.000,——DM für 1970 — als richtig unterstellt und deren

Bedeutung für die Klägerin zu 1) gewürdigt° Von dieser

Feststellung hat auch das Revisionsgericht auszugehen9 weil

in bezug auf sie keine vorschriftsmäßige Rüge erhoben wor—

den ist (vgl° 55 165„ 164 Abso 2 Satz 2 SGG)„ Die Klägerin

zu 1) behauptet nämlich in ihrer Revisionsbegründung selbst

nicht7 daß bei der von ihr für erforderlich gehaltenen

weiteren Sachaufklärung ein höherer Verlust festgestellt

werden wäre (vgl° BSG in SozR Nro 28 zu € 164 SGG)° Ihr
Vortragg von dem als Verlust im ersten Halbjahr 1970 zu

._’7_
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verstehenden Betrag von 46„000‚——DM ausgehend hätte auf

einen Verlust in der Größenordnung von 920000,——DM ge-
schlossen werden müssen, enthält diese Behauptung nicht‚

zumal die Klägerin zu 1) in Übereinstimmung mit dem Be—

klagten in der mündlichen Verhandlung selbst eingeräumt

hat, daß dieser Schluß nicht zutreffend sein ‘

Die Auffassung des LSG‚ daß ein zu erwartender Jahresver—

lust von 65.000‚——DM, der schon mit einer Beitragserhöhung

von 0,075 V.H„ des Grundlohns hätte aufgefangen werden

können‚ keine weSentliche Gefahrenquelle für die Leistungs—

fähigkeit der Klägerin zu 1) darstellt‚ kann nicht bean—'
standet werdeno Entgegen der Meinung der Klägerin zu l)

ist nicht erkennbar‚ daß das LSG falsche Beurteilungsmaß—

stäbe angelegt hat oder sich von sonstigen zu beanstanden—

den Erwägungen hat leiten lassen° Durch den Hinweis auf

das Urteil des erkennenden Senats vom 18° November 1969

aaO‚ in dem ein durch eine Beitragserhöhung um 0,15% aus—

gleichbarer Einnahmeverlust nicht als leistungsgefährdend

im Sinne des @ 251 Abs„ 1 Nr„ 1 RVO angesehen worden ist‚

hat es nicht zum Ausdruck gebracht‚ daß es sich an die

genannte Zahl als eine für alle Fälle geltende Mindest—

verlusthöhe gebunden gefühlt habe° Auch die Verwendung von
Begriffen Wie "krasses Mißverhältnis“ zeigt nicht an„ daß

das LSG an die Wesentlichkeit der Verursachung größere

Anforderungen gestellt hat? als es der erkennde Senat in

den vorgenannten Urteilen getan hat°

Die mit einer Beitragserhöhung von 0,075 V°Ho auszugleichen—

de Einnahmeminderung muß auch nicht unter Berücksichtigung

“der festgestellten Besonderheiten des vorliegenden Falles

als wesentliche Mitursache für eine Gefährdung der

Leistungsfähigkeit beurteilt werden° Dies gilt auch dann‚

wenn man — was der erkennende Senat in seinem Urteil vom

_ 8 _
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_ 8 _

25„ Februar 1975 aaO bereits zum Ausdruck gebracht hat —
davon ausgeht, daß bei einer besonders schlechten Ver—

mögenslage und bei einem besonders hohen Beitragssatz eine

weitere wirtschaftliche Binbuße schwerer wiegt° Auch der

seit 1962 erfolgte Abgang von etwa l„EOO Mitgliedern zu

Innungskrankenkassen führt zu keiner anderen Beurteilunga

Eine Berücksichtigung der etwa noch zu dem maßgebenden

Zeitpunkt (l° Januar 1971) feststellbaren wirtschaftlichen
‚Nachteile dieses Mitgliederschwundes war nicht geboten° Das

wäre allenfalls dann zu erwägen gewesen, wenn Anhaltspunkte

für eine schrittweise ”Auszehrung“ der Kasse vorhanden ge—

wesen wären‚ was im Falle von zeitlich aufeinander folgenden

Anschlüssen von Innungen an eine Innungskrankenkasse denkbar

ist:) Im vorliegenden Fall fehlt aber für einen vergleich—

baren Vorgang auch im Vortrag der Klägerin zu 1) jeglicher

Anhaltspunkt°

Das angefochtene Urteil war daher zu bestätigen° Da sich die

beigeladene Firma — der einzige nichtöffentlich—rechtliche

Rechtsträger in diesem Verfahren — nicht selbst geäußert

hat, bestand für eine Kostenentscheidung zu ihren Gunsten

kein Anlaß(ä195see)° ‘ ' 7 ’
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